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Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom
21. Dezember 2017 sowie der Bescheid der Beklagten vom 12. Dezember 2014 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 18. August 2015 aufgehoben und
festgestellt, dass die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen fÃ¼r die KlÃ¤gerin in der Zeit
vom 4. Oktober 2000 bis zum 31. Juli 2015 nicht im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt wurde und keine Versicherungspflicht in
der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht
der ArbeitsfÃ¶rderung bestanden hat. Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des
Verfahrens fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge. Im Ã�brigen sind Kosten nicht zu erstatten.
Der Streitwert wird endgÃ¼ltig fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge auf 5000 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die beigeladene Musikschullehrerin in ihrer
TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin in der Zeit vom 4. Oktober 2000 bis zum 31. Juli 2015
aufgrund BeschÃ¤ftigung der Sozialversicherungspflicht unterlag.

Die klagende Stadt ist TrÃ¤gerin der Musikschule H â�¦ Nach Angaben der KlÃ¤gerin
waren fÃ¼r sie bis zum Jahr 2015 38 angestellte Musiklehrer und 7 HonorarkrÃ¤fte
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tÃ¤tig. Grundlage des Unterrichts an der Musikschule seien die LehrplÃ¤ne des
Verbandes deutscher Musikschulen e.V. (VdM).

Die Beigeladene ist Diplom-Musikschullehrerin und schloss mit der KlÃ¤gerin ab
dem Jahr 2000 HonorarvertrÃ¤ge ab, wonach sie sich verpflichtete, Unterricht im
Fach Klavier/Keyboard zu erteilen. Dem ersten Vertrag vom 4. Oktober 2000 (Bl.
76/77 SG-Akten) folgten die VertrÃ¤ge vom 10. Juni 2011 fÃ¼r die Zeit vom 1.
September 2011 bis 31. August 2012 (Bl. 74/75 SG-Akten), vom 29. Juni 2012 fÃ¼r
die Zeit vom 1. September 2012 bis 31. Juli 2013 (Bl. 72/73 SG-Akten), vom 10. Juni
2013 fÃ¼r die Zeit vom 1. September 2013 bis 31. Juli 2014 (Bl. 70/71 SG-Akten)
und vom 28. Juli 2014 fÃ¼r die Zeit vom 15. September 2014 bis zum 31. Juli 2015
(Bl. 67/69 SG-Akten). Kennzeichnend fÃ¼r die VertrÃ¤ge war jeweils, dass
ausdrÃ¼cklich festgehalten wurde, dass ein ArbeitsverhÃ¤ltnis durch die
Vereinbarung nicht begrÃ¼ndet werde. Die Beigeladene habe die TÃ¤tigkeit
persÃ¶nlich auszuÃ¼ben. Das Honorar wurde jeweils (ab dem Vertrag vom 10. Juni
2011) gestaffelt nach Einzelunterricht oder Gruppenunterricht pro Unterrichtsstunde
(45 Minuten) festgelegt. Die auf das Honorar entfallende Einkommensteuer habe
die Beigeladene selbst abzufÃ¼hren und fÃ¼r Krankenversicherung und
Altersvorsorgeversorgung selbst Sorge zu tragen. Eine Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall wurde ausgeschlossen, ebenfalls ein Urlaubsanspruch. Die
Beigeladene verpflichtete sich erstmals mit dem Vertrag vom 10. Juni 2011
mindestens einmal im Jahr SchÃ¼lervorspiele durch Proben vorzubereiten und
durchzufÃ¼hren und an den Gesamtlehrerkonferenzen und
Fachbereichskonferenzen jeweils zweimal im Jahr teilzunehmen. FÃ¼r die
Teilnahme an Konferenzen, Veranstaltungen und Proben wurde ein Honorar von 19
EUR, mit Vertrag vom 28. Juli 2014 mit 20 EUR pro 60 Minuten vergÃ¼tet.
BezÃ¼glich der Einzelheiten wird auf die zitierten VertrÃ¤ge Bezug genommen.

Am 26. Mai 2014 beantragte die Beigeladene die Feststellung des
sozialversicherungsrechtlichen Status. Die Beigeladene teilte auf Anfrage der
Beklagten unter anderem schriftlich mit, der Unterricht finde zu festen Zeiten in den
RÃ¤umen der Musikschule H. statt. Bei groÃ�en Musikveranstaltungen sei sie, wie
sie meine, in gleicher Weise wie die angestellten Kollegen tÃ¤tig. FÃ¼r den Fall,
dass ein SchÃ¼ler den Unterricht nicht besuche, erhalte sie ein Ausfallhonorar. Auf
Frage, ob Unterrichtsmaterialien zur VerfÃ¼gung gestellt wÃ¼rden, hat die
Beigeladene mitgeteilt, es wÃ¼rden die RÃ¤ume und teilweise die Instrumente
(Klaviere, Keyboard, Hocker) zur VerfÃ¼gung gestellt.

Die KlÃ¤gerin Ã¤uÃ�erte sich u.a. dahingehend, bei Unterrichtsausfall wegen
Verhinderung der Honorarkraft kÃ¶nnte diese den Unterricht nachholen, eine
Verpflichtung bestehe hierzu jedoch nicht. Die Beigeladene arbeite bei
Veranstaltungen nicht mit fest angestellten Mitarbeitern zusammen. Sofern sie
freiwillig daran teilnehme, kÃ¶nne sie SchÃ¼ler betreuen. Fest angestellte
Mitarbeiter mÃ¼ssten an allen Fachbereichskonferenzen und
Gesamtlehrerkonferenzen teilnehmen, was nicht zusÃ¤tzlich vergÃ¼tet werde. Die
KlÃ¤gerin erstelle einen Stundenplan. Sie biete der Beigeladenen aber lediglich
SchÃ¼ler an, die sie unterrichten kÃ¶nne. Dies stelle keine Zuteilung dar, sondern
lediglich das Angebot, SchÃ¼ler zu unterrichten. Die RahmenlehrplÃ¤ne des VdM
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bildeten lediglich die Grundlage fÃ¼r den Unterricht und dienten der Bestimmung
der vertraglichen Leistung. In der weiteren inhaltlichen und methodischen
Gestaltung sei die Beigeladene frei und damit einem einseitigen Direktionsrecht des
Auftraggebers entzogen. Nur fest angestellte Mitarbeiter mÃ¼ssten
ZusammenhangstÃ¤tigkeiten, unter anderem Abhalten von Sprechstunden,
Mitwirkung an Musikwettbewerben, Teilnahme an Musikschulfreizeiten, erbringen.
Nur fest angestellte Lehrer hÃ¤tten jÃ¤hrliche BeurteilungsgesprÃ¤che zu
absolvieren. Fest angestellte LehrkrÃ¤fte hÃ¤tten nicht, wie die HonorarkrÃ¤fte, die
MÃ¶glichkeit, SchÃ¼ler abzulehnen. Das Honorar werde nur fÃ¼r tatsÃ¤chlich
gegebene Unterrichtseinheiten gezahlt. Es gebe keine UrlaubsansprÃ¼che und
keine VergÃ¼tung im Krankheitsfall.

Mit Bescheid vom 12. Dezember 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
18. August 2015 stellte die Beklagte gegenÃ¼ber der Beigeladenen und der
KlÃ¤gerin fest, dass die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen als Musiklehrerin fÃ¼r Klavier
und Keyboard bei der Musikschule H. seit dem 4. Oktober 2000 im Rahmen eines
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt werde. In dem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bestehe Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung. Die
Versicherungspflicht beginne am 4. Oktober 2000. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die
Beklagte unter anderem aus, die Beigeladene habe auf der Grundlage der vom VdM
herausgegebenen Richtlinien und StrukturplÃ¤nen unterrichtet. FÃ¼r ausgefallene
Unterrichtsstunden erhalte sie ein Ausfallhonorar. Sie sei in die betriebliche
Organisation funktionsgerecht dienend eingegliedert. Die Arbeitszeiten habe sie
nicht frei gestalten kÃ¶nnen. Die Beigeladene erhalte auch eine nach der Dauer der
Arbeitsleistung bemessene VergÃ¼tung. Es stehe der Annahme eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht entgegen, dass die Zahlung einer VergÃ¼tung
im Krankheitsfall nicht erfolge, keine Urlaubsregelung vereinbart worden sei und die
AbfÃ¼hrung der Steuer- und Sozialabgaben der Lehrkraft dieser
eigenverantwortlich oblÃ¤gen.

Gegen die feststellende Entscheidung der Beklagten hat die KlÃ¤gerin beim
Sozialgericht Stuttgart (SG) Klage erhoben. Die KlÃ¤gerin hat unter anderem
vorgetragen, aus den VertrÃ¤gen mit der Beigeladenen gehe eindeutig hervor, dass
die Vertragsparteien eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit der Beigeladenen fÃ¼r die
KlÃ¤gerin vereinbaren hÃ¤tten wollen. Eine dem Vertragscharakter als
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit widersprechende tatsÃ¤chliche Vertragspraxis habe nie
stattgefunden. Die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen habe sich auf die reine
Unterrichtserteilung und auf die zweimalige Teilnahme an Lehrerkonferenzen und
Fachbereichskonferenzen jÃ¤hrlich begrenzt; die Teilnahme an den Konferenzen sei
zusÃ¤tzlich vergÃ¼tet worden. Eine Eingliederung in den Betrieb sei deshalb nicht
erfolgt. Die KlÃ¤gerin habe auf die Arbeitskraft der Beigeladenen auÃ�erhalb des
Unterrichts nicht zurÃ¼ckgreifen kÃ¶nnen. Entgegen den Verpflichtungen der
angestellten LehrkrÃ¤fte habe die Honorarkraft keine schultypischen
VerwaltungstÃ¤tigkeiten ausÃ¼ben mÃ¼ssen (z.B. Sichtung von Notenmaterial,
FÃ¼hren von MitarbeitergesprÃ¤chen mit der Schulleitung). Bei den LehrplÃ¤nen
des Verbandes der Musikschulen handle es sich um allgemein anerkannte
GrundsÃ¤tze Ã¼ber die Gestaltung des Musikschulunterrichts. Der Umstand, dass
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der Unterricht in den RÃ¤umen der Musikschule H. erteilt worden sei, beruhe nicht
auf dem Weisungsrecht der KlÃ¤gerin, sondern sei ausdrÃ¼cklich Bestandteil des
Honorarvertrags. Die Arbeitszeit sei auch nicht einseitig durch den von der
Schulleitung erlassenen Stundenplan festgelegt worden. Der Honorarvertrag habe
vielmehr vorgesehen, dass die Unterrichtszeiten einvernehmlich zu regeln gewesen
seien.

Die Beklagte hat an ihrer Auffassung festgehalten und u.a. ausgefÃ¼hrt, der
Rahmenlehrplan des VdM spreche fÃ¼r das Vorliegen einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung. Die KlÃ¤gerin sei im Verband deutscher Musikschulen organisiert,
deren Richtlinien den zwischen der KlÃ¤gerin und der Beigeladenen geschlossenen
VertrÃ¤ge zufolge bei der Unterrichtsgestaltung zu berÃ¼cksichtigen seien. Es habe
fÃ¼r die Beigeladene die Verpflichtung bestanden, an Gesamtlehrer- und
Fachbereichskonferenzen teilzunehmen und an Musikveranstaltungen der
Musikschule und SchÃ¼lervorspielen mitzuwirken.

Mit Urteil vom 21. Dezember 2017 hat das SG die Klage abgewiesen. In den
EntscheidungsgrÃ¼nden, auf die im Ã�brigen Bezug genommen wird, hat es
ausgefÃ¼hrt, ausgehend von den vertraglich getroffenen Vereinbarungen habe die
Beigeladene ihre TÃ¤tigkeit an der von der KlÃ¤gerin betriebenen Musikschule
jedenfalls im Sinne einer funktionsgerecht dienenden Teilnahme am Arbeitsprozess
gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB IV nach Weisungen der KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bt.
Letzterer sei nÃ¤mlich zumindest die maÃ�gebliche abstrakte Rechtsmacht
eingerÃ¤umt, im VerhÃ¤ltnis zur Beigeladenen Anordnungen zu erteilen, die
wertungsmÃ¤Ã�ig einem arbeitgeberseitigen Weisungsrecht im Wesentlichen
entsprochen hÃ¤tten. Zur Ã�berzeugung des SG habe die Beigeladene einer
Weisungsgebundenheit inhaltlicher Hinsicht unterlegen. In den VertrÃ¤gen sei
jeweils bestimmt, dass Grundlage fÃ¼r den Unterricht die RahmenlehrplÃ¤ne des
VdM seien. Damit sei die Beigeladene bei der Gestaltung ihres Unterrichts an die
RahmenplÃ¤ne des VdM gebunden gewesen. Ferner sei die Beigeladene in die
Arbeitsorganisation eingegliedert gewesen. HierfÃ¼r spreche, dass fÃ¼r die
SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼ler der Musikschule nicht erkennbar gewesen sei, ob der
Unterricht von einer fest angestellten Lehrkraft oder von einer auf
honorarvertraglicher Grundlage fÃ¼r die KlÃ¤gerin tÃ¤tigen Lehrkraft gehalten
werde. Die Verpflichtung der Beigeladenen zur Teilnahme an
Gesamtlehrerkonferenzen und Fachbereichskonferenzen zweimal jÃ¤hrlich sowie
zur Vorbereitung und DurchfÃ¼hrung von SchÃ¼lervorspielen spreche ebenfalls
fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung; insbesondere auch fÃ¼r eine Eingliederung
in die schulische Gesamtorganisation der KlÃ¤gerin. Ferner spreche fÃ¼r das
Vorliegen einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit das Fehlen eines unternehmerischen
Risikos.

Gegen das dem BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin am 16. Januar 2018 zugestellte
Urteil richtet sich die am 13. Februar 2018 eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin.

Die KlÃ¤gerin hat hierzu unter anderem dargelegt, eine dem Vertragscharakter als
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit widersprechende Vertragspraxis habe nicht vorgelegen
und habe auch vom SG nicht festgestellt werden kÃ¶nnen. Eine Eingliederung in
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den Betrieb habe nicht stattgefunden. Das SG habe in dem angefochtenen Urteil
nicht dargelegt, worin die qualifizierte tatsÃ¤chliche Eingliederung in die
betriebliche Arbeitsorganisation habe bestehen sollen. Die Beigeladene sei nicht auf
Grundlage von Weisungen tÃ¤tig gewesen. Eine vom Vertragsinhalt abweichende
Vertragspraxis habe das SG nicht festgestellt. Bei dem auf der Grundlage der
LehrplÃ¤ne des VdM gehaltenen Unterrichts habe es sich um die
ErfÃ¼llungshandlung der Beigeladenen aus den durch die abgeschlossenen
VertrÃ¤ge begrÃ¼ndeten Verpflichtungen gehandelt. Daraus ergebe sich
offenkundig, dass das TÃ¤tigwerden nicht auf Grundlage von Weisungen erfolgt sei.
Aus der vertraglichen Bindung an die GrundsÃ¤tze des VdM kÃ¶nne eine
Weisungsgebundenheit nicht im Wege einer funktionsgerecht dienenden Teilhabe
am Arbeitsprozess abgeleitet werden (Hinweis auf das Urteil des
Bundessozialgerichts (BSG) vom 14. MÃ¤rz 2018 â�� B 12 R 3/17 R, juris). Soweit
das Sozialgericht eine Ã¶rtliche Weisungsgebundenheit daraus ableite, dass die
abgeschlossenen VertrÃ¤ge eine Unterrichtserteilung in den RÃ¤umen der
Musikschule H. vorgesehen hÃ¤tten, sei darauf hinzuweisen, dass der Betrieb einer
kommunalen Musikschule die Schaffung gewisser Rahmenbedingungen bedinge, in
denen der angebotene Unterricht geordnet stattfinden kÃ¶nne. Die Schule treffe
auch eine Aufsichtspflicht, die sie nur ausÃ¼ben kÃ¶nne, wenn der Unterricht auch
in ihren RÃ¤umen stattfinde. Daneben seien versicherungsrechtliche Vorgaben zu
beachten. HÃ¤tte die Beigeladene die MusikschÃ¼ler auf eigene Rechnung
auÃ�erhalb der Musikschule unterrichtet, hÃ¤tte es sich um einen reinen
Privatunterricht gehandelt. Die SchÃ¼ler unterhielten jedoch eine vertragliche
Bindung zur Musikschule H. und nicht zur Beigeladenen. Die TÃ¤tigkeit habe sich
auf die reine Unterrichtserteilung sowie auf zweimalige Teilnahme an
Lehrerkonferenzen und Fachbereichskonferenzen je Jahr sowie auf das von jedem
ihrer SchÃ¼ler abzuhaltende so genannte SchÃ¼lervorspiel beschrÃ¤nkt. Daraus
kÃ¶nne eine Eingliederung in die schulische Gesamtorganisation nicht abgeleitet
werden. Die Teilnahme an den Konferenzen sei im Ã�brigen auch zusÃ¤tzlich
vergÃ¼tet worden, wÃ¤hrend sie bei den fest angestellten Musikschullehrern als
ZusammenhangstÃ¤tigkeit mit der MonatsvergÃ¼tung abgegolten werde. Die
Beigeladene habe auch ein hinreichendes unternehmerisches Risiko getragen. Nach
den in den HonorarvertrÃ¤gen habe die KlÃ¤gerin nur Anspruch auf Honorar fÃ¼r
tatsÃ¤chlich geleistete Unterrichtsstunden. Entgeltfortzahlung bei Krankheit oder
Urlaub sei explizit ausgeschlossen worden. Es sei zwar ein Ausfallhonorar vereinbart
worden, aber nur fÃ¼r den Fall, dass der MusikschÃ¼ler den Ausfall zu vertreten
hatte.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 21. Dezember 2017 sowie den Bescheid
der Beklagten vom 12. Dezember 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
18. August 2015 aufzuheben und festzustellen, dass die TÃ¤tigkeit der
Beigeladenen in der Zeit vom 4. Oktober 2000 bis zum 31. Juli 2015 nicht im
Rahmen eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt wurde und
keine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung bestanden hat.
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Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Es werde entgegen der mit Schriftsatz vom 31. Mai 2018 angekÃ¼ndigten Absicht,
kein Anerkenntnis abgegeben. Wie sich aus dem Schriftsatz der BevollmÃ¤chtigten
der Beigeladenen vom 24. August 2018 ergebe, sei streitig, ob â�� anders als in
dem im BSG-Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 (a.a.O.) zugrundeliegenden Sachverhalt â��
eine Verpflichtung der Beigeladenen zur Teilnahme an Gesamtlehrerkonferenzen
und Fachbereichskonferenzen bestanden habe.

Die Beigeladene beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Sie sei einer
Weisungsgebundenheit unterlegen und in inhaltlicher Hinsicht, in Ã¶rtlicher Hinsicht
und in zeitlicher Hinsicht gebunden gewesen. Ferner habe ein unternehmerisches
Risiko gefehlt.

BezÃ¼glich weiterer Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Akten
der Beklagten sowie auf die Prozessakten erster und zweiter Instanz Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach den Â§Â§ 143, 144, 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte
Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten im
schriftlichen Verfahren entscheidet (Â§ 124 Abs. 2 SGG), ist statthaft und zulÃ¤ssig.
Sie ist auch begrÃ¼ndet. Der streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid der Beklagten vom
12. Dezember 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 18. August 2015 ist
rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Die Beklagte hat zu
Unrecht nach Â§ 7a SGB IV festgestellt, dass die Beigeladene in ihren TÃ¤tigkeiten
fÃ¼r die KlÃ¤gerin beschÃ¤ftigt und damit dem Grunde nach
sozialversicherungspflichtig war.

Nach Â§ 7a Abs. 1 S. 1 SGB Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) kÃ¶nnen die
Beteiligten schriftlich eine Entscheidung der nach Â§ 7a Abs. 1 S. 3 SGB IV
zustÃ¤ndigen Beklagten beantragen, ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt, es sei denn,
die Einzugsstelle oder ein anderer VersicherungstrÃ¤ger hatte im Zeitpunkt der
Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststellung einer BeschÃ¤ftigung
eingeleitet. Die Beklagte entscheidet aufgrund einer GesamtwÃ¼rdigung aller
UmstÃ¤nde des Einzelfalles, ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt (Â§ 7a Abs. 2 SGB IV).
Im vorliegenden Fall hat die Beigeladene im Mai 2014 einen entsprechenden Antrag
gestellt; ein vorrangiges Verfahren bezÃ¼glich der seit 4. Oktober 2000
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit der Beigeladenen bei der Einzugs- oder PrÃ¼fstelle ist
nicht ersichtlich.
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Versicherungspflichtig sind in der gesetzlichen Rentenversicherung nach Â§ 1 Satz 1
Nr. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI), in der gesetzlichen
Krankenversicherung nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
V), in der sozialen Pflegeversicherung nach Â§ 20 Abs. 1 Nr. 1 Elftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XI) und in der Arbeitslosenversicherung nach Â§ 25 Abs. 1
Satz 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigte
Personen. BeschÃ¤ftigung ist nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV die nicht selbstÃ¤ndige
Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. GemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB
IV sind Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen
und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. Nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG setzt eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung voraus,
dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer
BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte
in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem nach Zeit, Dauer, Ort und Art der
AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art â��
eingeschrÃ¤nkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess"
verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich
durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen
BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und
die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob
jemand beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich danach, welche
UmstÃ¤nde das Gesamtbild der Arbeitsleistung prÃ¤gen und hÃ¤ngt davon ab,
welche Merkmale Ã¼berwiegen (st. Rspr.; vgl. zum Ganzen z.B. BSG, Urteil vom 16.
August 2017 â�� B 12 KR 14/16 R â�� juris m.w.N und BSG Urteil vom 31.MÃ¤rz
2017 â�� B 12 R 7/15 R â�� juris m.w.N.). Die Zuordnung einer TÃ¤tigkeit nach
deren Gesamtbild zum rechtlichen Typus der BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit setzt voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls als Indizien in Betracht
kommenden UmstÃ¤nde festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend erkannt und
gewichtet, in die Gesamtschau mit diesem Gewicht eingestellt und nachvollziehbar,
d.h. den Gesetzen der Logik entsprechend und widerspruchsfrei gegeneinander
abgewogen werden (BSG, Urteil vom 23. Mai 2017 â�� B 12 KR 9/16 R â�� juris). Bei
der Statusbeurteilung ist regelmÃ¤Ã�ig vom Inhalt der zwischen den Beteiligten
getroffenen Vereinbarungen auszugehen, den die Verwaltung und die Gerichte
konkret festzustellen haben. Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben
deren Vereinbarkeit mit zwingendem Recht auch zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder
konkludente Ã�nderungen erfolgt sind. Diese sind ebenfalls nur maÃ�gebend,
soweit sie rechtlich zulÃ¤ssig sind. SchlieÃ�lich ist auch die Ernsthaftigkeit der
dokumentierten Vereinbarungen zu prÃ¼fen und auszuschlieÃ�en, dass es sich
hierbei um einen bloÃ�en "Etikettenschwindel" handelt, der u.U. als
ScheingeschÃ¤ft i.S. des Â§ 117 BGB zur Nichtigkeit dieser Vereinbarungen und der
Notwendigkeit fÃ¼hren kann, ggf. den Inhalt eines hierdurch verdeckten
RechtsgeschÃ¤fts festzustellen. Erst auf der Grundlage der so getroffenen
Feststellungen Ã¼ber den (wahren) Inhalt der Vereinbarungen ist eine wertende
Zuordnung des RechtsverhÃ¤ltnisses zum Typus der BeschÃ¤ftigung oder
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vorzunehmen und in einem weiteren Schritt zu
prÃ¼fen, ob besondere UmstÃ¤nde vorliegen, die eine hiervon abweichende
Beurteilung notwendig machen (BSG, Urteil vom 18. November 2015 â�� B 12 KR
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16/13 R â�� m.w.N, juris ). In der Entscheidung des BSG vom 14. MÃ¤rz 2018
(a.a.O.) hat es hierzu ausgefÃ¼hrt, dass dem Willen der Vertragsparteien, keine
sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung begrÃ¼nden zu wollen, indizielle
Bedeutung zukommt, wenn dieser Wille den festgestellten sonstigen tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnissen nicht offensichtlich widerspricht und er durch weitere Aspekte
gestÃ¼tzt wird bzw. die Ã¼brigen UmstÃ¤nde gleichermaÃ�en fÃ¼r
SelbststÃ¤ndigkeit wie fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung sprechen.

Die KlÃ¤gerin und die Beigeladene haben ein selbststÃ¤ndiges DienstverhÃ¤ltnis
vereinbart (Â§ 611 BGB). Die Auftraggeberin hat in den jeweiligen VertrÃ¤gen die
Auftragnehmerin verpflichtet, fÃ¼r die Musikschule H. Musikunterricht im Fach
Klavier/Keyboard gegen die Zahlung eines vereinbarten Honorars zu erteilen. Die
Beteiligten der VertrÃ¤ge haben schriftlich festgehalten, kein ArbeitsverhÃ¤ltnis
begrÃ¼nden zu wollen. Die Vertragsparteien haben die vertraglichen Regelungen
entsprechend dem Vertragsinhalt auch tatsÃ¤chlich umgesetzt. Konkrete
UmstÃ¤nde, die im Rahmen der Gesamtschau dazu fÃ¼hren wÃ¼rden, dass
tatsÃ¤chlich ein fÃ¼r die Beigeladene weisungsabhÃ¤ngiges ArbeitsverhÃ¤ltnis
gelebt worden wÃ¤re, sind nicht ersichtlich. Es liegen auch keine Hinweise vor, dass
der Vertragsschluss und die vereinbarten Regelungen allein aufgrund eines
erheblichen Ungleichgewichts der Verhandlungspositionen oder unter Ausnutzung
besonderer UmstÃ¤nde der Beigeladenen (z.B. Ausnutzung einer akuten
Zwangslage oder Notsituation der Beigeladenen oder geschÃ¤ftliche
Unerfahrenheit) zustande gekommen sind, solche sind nicht erkennbar.

Das BSG hat in seiner Entscheidung vom 18. MÃ¤rz 2018 (a.a.O), der sich der Senat
anschlieÃ�t, unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung des
Bundesarbeitsgerichts (BAG) dargelegt, dass zwingendes Recht einer Qualifizierung
der VertragsverhÃ¤ltnisse von Musikschullehrern als freie DienstvertrÃ¤ge nicht
entgegenstehe. Im Gegenteil nehme die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung an,
dass Lehrer an Musikschulen nur dann als Arbeitnehmer anzusehen seien, wenn die
Parteien dies vereinbart hÃ¤tten oder im Einzelfall festzustellende UmstÃ¤nde
hinzutreten wÃ¼rden, aus denen sich ergebe, dass der fÃ¼r das Bestehen eines
ArbeitsverhÃ¤ltnisses erforderliche Grad der persÃ¶nlichen AbhÃ¤ngigkeit gegeben
sei. Im hier zu entscheidenden Rechtsstreit stehen die zwischen der KlÃ¤gerin und
der Beigeladenen abgeschlossenen schriftlichen Vereinbarungen, aber auch die
tatsÃ¤chliche DurchfÃ¼hrung im Rahmen einer Gesamtbetrachtung und-
WÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde mit dem Ã¼bereinstimmenden Willen der
Vertragsparteien, ein freies DienstverhÃ¤ltnis zu begrÃ¼nden, nicht im
Widerspruch.

Nach den vertraglichen Vereinbarungen zwischen der Beigeladenen und der
KlÃ¤gerin hatte die Beigeladene Musikunterricht im Fach Klavier/Keyboard zu
erteilen. Weiter verpflichtete sich die Beigeladene, zweimal im Jahr an
Gesamtlehrerkonferenzen und Fachbereichskonferenzen teilzunehmen sowie
SchÃ¼lervorspiele mindestens einmal im Jahr durchzufÃ¼hren, diese Proben
vorzubereiten und dabei anwesend zu sein. Sonstige Verpflichtungen (z. B.
Rufbereitschaft) haben nicht bestanden. AnsprÃ¼che auf Erholungsurlaub oder
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, die im Fall eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses typisch
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und gesetzlich vorgeschrieben sind, haben die Vertragsparteien schriftlich
ausgeschlossen. Ebenso ist schriftlich fixiert worden, dass die Beigeladene die auf
das Honorar anfallende Einkommensteuer selbst abzufÃ¼hren hat und auch fÃ¼r
ihre Krankenversicherung und Altersvorsorge selbst Sorge zu tragen hat.

Nach Aussage der Musikschulleiterin (Frau G.) in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor
dem SG hat diese mitgeteilt, dass sie bei angestellten Lehrern Weisungen erteile
und auch Unterrichtsbesuche mache. Dies werde bei HonorarkrÃ¤ften nicht
durchgefÃ¼hrt. Die Beigeladene selbst hat auch keine konkreten Weisungen
beschrieben, sondern nur allgemein dargelegt, sie sei weisungsabhÃ¤ngig gewesen.
Es ist fÃ¼r den Senat nicht ersichtlich, inwiefern Weisungen konkret erteilt worden
sein sollen. BezÃ¼glich der Zeit und Ort der DurchfÃ¼hrung des Unterrichts sind
lediglich Rahmenvorgaben vorgegeben worden. Die UnterrichtsrÃ¤ume sind
zugewiesen worden. Je nachdem, ob freie RÃ¤ume zur VerfÃ¼gung gestanden
hÃ¤tten, wÃ¤re auch ein Wechsel des Unterrichtstages nach Aussage der
Musikschulleiterin mÃ¶glich gewesen. Diese organisatorischen Vorgaben
hinsichtlich der Zeit und des Ortes des Unterrichts stellen jedoch keine konkreten
Weisungen im arbeitsrechtlichen Sinne dar. Auch der Umstand, dass die
Beigeladene gemÃ¤Ã� den Dienstvereinbarungen jÃ¤hrlich je zweimal an
Fachbereichskonferenzen und Gesamtlehrerkonferenzen gegen gesondertes
Honorar teilzunehmen hatte, fÃ¼hrt nach Auffassung des Senats nicht zu einer
wesentlichen Eingliederung in den Betrieb der Musikschule. Vielmehr ergibt sich aus
der geringen Zahl der Teilnahmeverpflichtungen, dass es weder beabsichtigt
gewesen ist noch tatsÃ¤chlich eine organisatorische Eingliederung in den Betrieb
stattgefunden hat.

Eine Weisungsunterworfenheit der Beigeladenen unter das Direktionsrecht der
KlÃ¤gerin ergibt sich auch nicht daraus, dass die Vertragsparteien vereinbart
hatten, dass nach den Vereinbarungen "Grundlage fÃ¼r den Unterricht die
RahmenlehrplÃ¤ne des Verbandes deutscher Musikschulen" und "im Ã�brigen
der/die Auftragnehmer/in der inhaltlichen und methodischen Gestaltung des
Unterrichts frei" sei. Das Bundessozialgericht hat in seiner Entscheidung vom 14.
MÃ¤rz 2018 (a.a.O.) hierzu ausgefÃ¼hrt:

"Dabei kann offenbleiben, ob sich das fehlende Direktionsrecht bereits daraus
ergibt, dass der Geltung des Lehrplanwerks in der praktischen Unterrichtsarbeit
auch aus Sicht der Schulleitung keinerlei (entscheidende) Bedeutung zukam.
Jedenfalls macht der Begriff "Grundlage" den Charakter dieser Klausel als bloÃ�e,
abstrakte Beschreibung der vom Beigeladenen zu 1. zu erbringenden Leistung
deutlich. Der Klausel und dem Lehrplanwerk kÃ¶nnen keine detaillierten
Unterrichtsvorgaben entnommen werden, welche die Schulleitung ggf. im Wege
einer Weisung gegenÃ¼ber dem Beigeladenen zu 1. hÃ¤tte wirkmÃ¤chtig
durchsetzen kÃ¶nnen. Nach den Feststellungen des LSG formuliert das
Lehrplanwerk lediglich "strukturierte didaktische Empfehlungen", benennt
"Lernfelder" und enthÃ¤lt "Literaturempfehlungen". Auf dieser Basis ist nicht
ersichtlich, wie die Musikschule etwa im Fall eines â�� wie auch immer â��
festgestellten VerstoÃ�es eines Musiklehrers â�� in welcher Form auch immer â��
gegen die Rahmenvorgaben im Lehrplanwerk des VdM konkrete Weisungen hÃ¤tte
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erteilen kÃ¶nnen. Die Vorgabe gewisser "Eckpunkte" des jeweiligen
"Einsatzauftrags" wie Beginn und Ende des Einsatzes und "grober" Inhalt der
TÃ¤tigkeit kÃ¶nnen weder die Annahme von Weisungsunterworfenheit noch die
Eingliederung in eine fremde Betriebsordnung im Sinn "funktionsgerecht dienender
Teilhabe am Arbeitsprozess" begrÃ¼nden, vor allem, wenn noch
HandlungsspielrÃ¤ume verbleiben, die arbeitnehmeruntypisch sind (vgl. BSG Urteil
vom 28.9.2011 â�� B 12 R 17/09 R â�� Juris RdNr 19; BSG Urteil vom 28.5.2008 â��
B 12 KR 13/07 R â�� Juris RdNr 23). Dies deckt sich mit aktueller arbeitsgerichtlicher
Rechtsprechung gerade in Bezug auf Musikschullehrer. Danach fÃ¼hrt eine
Vertragsformulierung, in der die Vertragsparteien vereinbart haben, dass die
Musikschullehrer bei der Gestaltung und DurchfÃ¼hrung ihres Unterrichtes frei und
an Weisungen der Musikschule nicht gebunden sind und die Vertragspartner Ã¼ber
die dem Unterricht zugrunde zu legenden LehrplÃ¤ne (LehrplÃ¤ne des Verbandes
deutscher Musikschulen oder andere LehrplÃ¤ne) Einvernehmen herstellen, nicht
zur Annahme von Weisungsrechten (vgl. BAG Urteil vom 17.10.2017 â�� 9 AZR
792/16 â�� Juris RdNr 20)." Diesen AusfÃ¼hrungen schlieÃ�t sich der Senat in
vollem Umfang an.

Der erkennende Senat folgt auch der Auffassung des BSG (a.a.O.) dahingehend,
dass der Umstand, dass die Beigeladene Ã¼ber keine eigene BetriebsstÃ¤tte
verfÃ¼gt hat, angesichts der Natur der TÃ¤tigkeit (Musikschulunterricht) nicht von
ausschlaggebender Bedeutung ist.

Die Beigeladene hatte den Unterricht in den RÃ¤umen der KlÃ¤gerin zu erbringen
und sich zeitlich bezÃ¼glich der Unterrichtsplanung und auch bezÃ¼glich der
UnterrichtsrÃ¤ume an den Vorgaben der KlÃ¤gerin zu orientieren. Die Beigeladene
ist aber bezÃ¼glich der Unterrichtsart, der Unterrichtsmethode etc. keinem strikten
einseitigen Weisungsrecht unterworfen gewesen. Im Rahmen der
GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde kommt der Senat somit zu dem Ergebnis,
dass die von der Beigeladenen ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als Musiklehrerin keine
BeschÃ¤ftigung im Sinne von Â§ 7 Abs. 1 SGB IV, sondern eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit gewesen ist. Das Urteil des SG ist daher aufzuheben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG i.V.m. Â§Â§ 154 Abs. 1, 161 Abs. 1,
162 Abs. 3 VwGO.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf Â§ 197a i.V.m. Â§ 63 Abs. 2, 52 Abs. 2, 47 Abs.
1 GKG. In beiden RechtszÃ¼gen war der Auffangstreitwert festzusetzen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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